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werden, bei Nachschussbedarf 

des Fonds die entsprechende 

Mittel einzuzahlen. Diese Nach-

haftung erstreckt sich auch auf 

Zinsrisiken, die dem Fonds 

entstehen könnten, heißt es. 

Von der Pflicht zur Zahlung 

von Ertragsteuern wird der 

Fonds freigestellt. 

Die bisherigen Zwischenlager 

sollen bis zum 1. Januar 2019 

(teilweise auch erst bis zum 1. 

Januar 2020) auf den bundes-

eigenen Zwischenlagerbetrei-

ber übertragen werden. Dieser 

hat dem Entwurf zufolge die 

Möglichkeit, ein zentrales Zwi-

schenlager für radioaktive Ab-

fälle mit vernachlässigbarer 

Wärmeentwicklung zu errich-

ten, wenn das wirtschaftlich 

ist. Dieses Lager hätte dann 

die Funktion eines Eingangs-

lagers für das Endlager 

Schachtanlage Konrad. 

Außerdem wird die Betreiber-

haftung neu geregelt. Herr-

schende Unternehmen sollen 

für die Betreibergesellschaften 

die Nachhaftung übernehmen. 

„Die Nachhaftung umfasst die 

Kosten von Stilllegung und 

Rückbau der Kernkraftwerke, 

die fachgerechte Verpackung 

der radioaktiven Abfälle, die 

Zahlungsverpflichtungen an 

den mit diesem Gesetzentwurf 

errichteten Fonds sowie die 

im Falle der Nichtzahlung des 

Risikoaufschlags bestehende 

Haftung für Kostensteigerun-

gen bei der Entsorgung der 

radioaktiven Abfälle“, erläu-

tert die Regierung ihr Vorha-

ben. Die Nachhaftung diene 

„dem Schutz von Staat und 

Gesellschaft vor den erhebli-

chen finanziellen Risiken, die 

eine Zahlungsunfähigkeit der 

verantwortlichen Betreiberge-

sellschaft mit sich brächte“. 

Deutscher Bundestag Drucksache 

18/10353 v. 17.11.2016, Entwurf 

eines Gesetzes zur Neuordnung 

der Verantwortung in der kern-

technischen Entsorgung. 

http://dip21.bundestag.de/dip21/b

td/18/103/1810353.pdf   

 

 

 

 

 

Atommüll-Lager 
 

Schacht Konrad: 
Eingangslager 
per Gesetz 
 
Bundesregierung hebelt 
Beschränkungen des 
Planfestellungsbeschlus-
ses aus 
 
Versteckt im Gesetzespaket 

zur „Neuordnung der Verant-

wortung der kerntechnischen 

Entsorgung“ hat die Bundesre-

gierung die Option für ein zen-

trales Eingangslager Schacht 

KONRAD beschlossen. „Da-

mit hebelt die Bundesregie-

rung die Beschränkungen des 

Planfeststellungsbeschlusses 

Schacht KONRAD per Gesetz 

aus“, erklärt Ludwig Wasmus, 

Vorstand der Arbeitsgemein-

schaft Schacht KONRAD in 

einer Mitteilung vom 20. Ok-

tober 2016. Die Genehmigung 

für KONRAD schreibe mit 

gutem Grund vor, dass die ra-

dioaktiven Abfälle von den 

Atomanlagen im ganzen Bun-

desgebiet Just-in-time angelie-

fert und direkt eingelagert 

werden sollen. Damit sollte 

eine zusätzliche gesundheitli-

che Belastung der Bevölke-

rung vermieden werden. 

Frank Klingebiel, Oberbürger-

meister der Stadt Salzgitter: 

„Mit einem zentralen Ein-

gangslager für alle schwach- 

und mittelradioaktiven Abfälle 

wird die Gefährdungslage in 

unserer Region weiter erhöht. 

Es ist ein Skandal, dass man 

sich auf keine Zusagen verlas-

sen kann. Die Studie zu den 

Transportgefahren ist auf 

2020 verschoben, die zusätzli-

che Einlagerung von 300.000 

Kubikmeter strahlendem Müll 

ist noch lange nicht vom Tisch 

und nun soll entgegen allen 

Beteuerungen doch ein Ein-

gangslager kommen.“ 

„Die Lügen gehen weiter und 

die ganze Wahrheit kommt 

nur langsam Stück für Stück 

auf den Tisch“, erklärt Wolf-

gang Räschke, 1. Bevollmäch-

tigter der IG Metall Salzgitter-

Peine. „Gegen eine solche Sa-

lamitaktik hilft nur, das Atom-

mülllager Schacht KONRAD 

ganz zu verhindern.“ 

Ulrich Löhr, 1. Vorsitzender 

des Landvolks Braunschwei-

ger Land weist auf die Aus-

wirkungen auf die Debatte um 

ein Zwischenlager für den 

ASSE-Müll hin: „Viele An-

wohner befürchten seit lan-

gem, dass ein Zwischenlager 

für den ASSE-Müll auch für 

andere radioaktive Abfälle 

missbraucht werden könnte. 

Mit diesem Gesetz bekommen 

ihre Befürchtungen Recht. 

Denn warum sollte die neue 

„Bundesgesellschaft für Zwi-

schenlager“ zwei Anlagen in 

der selben Region errichten 

und betreiben?!“  

 
Atommüll-Lager 
 

Lauge aus der 
Asse nach 
Gorleben und in 
die Elbe 
 
Das illegal betriebene Endla-

ger Asse II, ein ehemaliges 

Salzbergwerk, und das Endla-

gerprojekt Gorleben, ebenfalls 

im Salzgestein, rücken zu-

sammen. Die Asse II galt jah-

relang als Referenz für ein 

mögliches Endlager Gorleben, 

bis sie havarierte. Täglich 

strömen 12 bis 13 Kubikmeter 

Wasser in das Bergwerk. Ähn-

liches befürchten die Gorle-

ben-Gegner_innen bei einer 

Realisierung des umstrittenen 

Projekts, denn der Salzstock 

Gorleben-Rambow hat Was-

serkontakt. 

Bisher wurde die Asse-Lauge 

in ein ehemaliges Bergwerk 

bei Celle transportiert. Mit 

dem Salzwasser unterschiedli-

cher Anlieferer wird die still-

gelegte Anlage „Mariaglück“ 

geflutet. Doch diese ist bald 

voll. Nun plant das Bundes-

amt für Strahlenschutz (BfS) 

diese – angeblich nicht kon-

taminierte – Lauge nach Gor-

leben zu transportieren, um sie 

über eine vorhandene Pipeline 

vom Terrain des Endlager-

bergwerks in die Elbe zu 

pumpen. 

Für die Bürgerinitiative Um-

weltschutz Lüchow-Dannen-

berg (BI) sind diese Planun-

gen „krass“, so ihr Sprecher 

Wolfgang Ehmke: „Das Asse-

Debakel holt Gorleben ein.“ 

Demnach würde die Asse-

Lauge in das Becken in der 

Nähe der vorhandenen Salz-

halde transportiert und über 

die vorhandene Pipeline dann 

in die Elbe gepumpt. Der Aus-

trittspunkt der Pipeline liegt 

bei Elbe-km 493,05.  

Ehmke: „Das aufgehaldete 

Salz in Gorleben gehört nach 

unten, ins Bergwerk. Damit 

wird das Auffangbecken vor 

Ort überflüssig. Eine Einlei-

tung von Salzwasser aus der 

havarierten Schachtanlage As-

se II in die Elbe kommt für 

uns nicht in Frage.“ Die BI 

schließt sich der Einschätzung 

von Christian Köthke, Elbfi-

scher in Gorleben, an. Köthke 

betont: „Die Elbe ist ohnehin 

mit Salz aus der Saale stark 

belastet.“ 

Dass Gorleben eines Tages 

zur Entsorgung des havarier-

ten Atommüllendlagers Asse 

II beitragen könnte, sieht die 

Bürgerinitiative als „Ironie der 

Nukleargeschichte“, überrascht 

aber nun mit einem Vor-

schlag: Sie plädiert dafür, die 

12 bis 13 Kubikmeter Lau-

genzufluss, die täglich in der 

Asse II abgepumpt werden, 

um das Absaufen zu ver-

hindern, doch nach Gorleben 

zu bringen: zur Flutung des 

Erkundungsbergwerks. „Vor-

ausgesetzt, dass einwandfrei 

nachgewiesen wird, dass diese 

Lauge nicht kontaminiert ist“, 

schränkt Ehmke ein. 

Die Atommüllabfälle sollten 

aus der Asse II geborgen wer-

den, das habe absolute Priori-

tät, und ohne das Auffangen 

der Lauge ginge es nicht. 

Ehmke: „Wir greifen mit un-

serem Vorschlag auf einen 

Vorschlagskatalog des Bun-

desamtes für Strahlenschutz 

(BfS) zurück, in dem ver-

schiedene Varianten des 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/103/1810353.pdf
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Rückbaus des Erkundungsbe-

rgwerks Gorleben erörtert 

werden.“ Dort wurde als eine 

Möglichkeit in Betracht gezo-

gen, das gesamte Grubenge-

bäude zu fluten. Wörtlich 

heißt es im BfS-Papier: „Das 

gesamte Grubengebäude wird 

mit extern beschaffter salina-

rer Lösung geflutet. Es wer-

den alle untertägigen techni-

schen Einrichtungen und mo-

bilen Anlagen aus dem Gru-

bengebäude entfernt. Die 

Schächte werden rückgebaut 

und verfüllt. Die Tagesanla-

gen inkl. Salzhalde werden 

rückgebaut. Das Bergwerks-

gelände wird in den Zustand 

„grüne Wiese“ überführt. Be-

sucherbefahrungen sind nicht 

möglich.“ 

Nach Abschluss der bisheri-

gen Arbeiten, die darauf zie-

len, den Erkundungsbereich I 

im Bergwerk Gorleben zu 

räumen, kann nach den Vor-

stellungen der BI dieses Kon-

zept greifen, ein entsprechen-

der Hauptbetriebsplan müsse 

seitens des BfS vorgelegt 

werden. 

„Einmal abgesehen davon, 

dass die Flutung als Ver-

schlussvariante die preisgüns-

tige ist, so hätte Gorleben 

doch für die Asse II noch et-

was Gutes“, erklärt Ehmke.  

 
Atommüll 
 

Freigemessener 
Atommüll darf 
wieder auf die 
Deponien in 
Baden-Württem-
berg 
 
„Gutachten belegt Unbedenk-

lichkeit freigemessener Abfäl-

le. Keine zusätzlichen Risiken 

durch Deponierung von unbe-

lastetem Bauschutt aus dem 

Rückbau von Kernkraftwer-

ken. Umweltminister Franz 

Untersteller: ‚Für ein Anliefe-

rungsverbot für freigemessene 

Abfälle auf Deponien besteht 

mit den vorliegenden Kennt-

nissen kein Grund mehr.‘“ So 

titelte die Pressestelle des Ba-

den-Württembergischen Um-

weltministeriums in einer 

Pressemitteilung vom 22. No-

vember 2016 und teilte mit, 

das Umweltministerium Ba-

den-Württemberg habe mit so-

fortiger Wirkung den Anlie-

ferstopp auf Deponien für 

freigemessene Abfälle aus 

dem Rückbau kerntechnischer 

Anlagen aufgehoben. 

Die Anlieferung freigemesse-

ner Abfälle auf Deponien war 

aus Vorsorgegründen Ende 

Juni vorübergehend ausgesetzt 

worden. Zuvor hatte die 

Atomaufsicht im Land festge-

stellt, dass die Strahlenschutz-

verordnung die wesentliche 

Frage, ob auch die Nachnut-

zung von stillgelegten Depo-

nien mit freigemessenen Ab-

fällen ohne zusätzliches Strah-

lenrisiko möglich ist, nicht 

ausreichend beantwortet. Ob 

von deponierten freigemesse-

nen Abfällen ein Risiko aus-

geht, wenn beispielsweise eine 

landwirtschaftliche Nachnut-

zung geplant ist, ist vor Erlass 

der Strahlenschutzverordnung 

nicht berechnet worden. Diese 

Berechnungen haben der Dip-

lom-Physiker Christian Küp-

pers und KollegInnen vom 

Öko-Institut e.V. in Darmstadt 

im Auftrag des Umweltminis-

teriums jetzt für die baden-

württembergischen Deponien 

nachgeholt. „Wir haben detail-

liert berechnen lassen, ob von 

abgelagerten freigemessenen 

Abfällen bei der Nachnutzung 

einer stillgelegten Deponie ei-

ne zusätzliche Gesundheitsge-

fahr ausgeht. Das ist nicht der 

Fall, weder für Erwachsene 

noch für Kleinstkinder, weder 

bei einer landwirtschaftlichen 

Nachnutzung noch bei einer 

Überbauung mit Straßen oder 

einer Freizeitanlage. Für ein 

Anlieferungsverbot für frei-

gemessene Abfälle auf Depo-

nien besteht deshalb kein 

Grund mehr“, wird Minister 

Untersteller zitiert. Außerdem 

seien zusätzliche Analysen für 

den Fall durchgeführt worden, 

dass die Abdichtung der De-

ponie nach 100 Jahren undicht 

wird. In allen berechneten Fäl-

len habe die Dosis durch Di-

rektstrahlung aus dem Depo-

niekörper deutlich unter den 

als unbedenklich geltenden 10 

Mikrosievert (10 µSv) gele-

gen, heißt es. 

Allerdings hat Küppers diese 

Berechnungen auf der Grund-

lage des von der Internationa-

len Strahlenschutzkommission 

(ICRP) propagierten Dosis- 

und Risikokonzeptes durchge-

führt, das auf einem Kenntnis-

stand der 1970er Jahre beruht. 

Küppers hatte sich, wie bereits 

mehrfach im Strahlentelex kri-

tisiert, in der jüngeren Ver-

gangenheit stets auf vier Jahr-

zehnte alte Risikovorstellun-

gen berufen. 

Mit der Freimessung von ra-

dioaktiven Abfällen wird über 

die Entlassung dieser Abfälle 

aus der atomrechtlichen Über-

wachung entschieden. Das Ma-

terial fällt dann nicht mehr 

unter das Atomrecht, sondern 

unter das Abfallrecht. 

Beim Abriss eines Kernkraft-

werks können circa 97 Prozent 

der Gesamtmasse freigegeben 

oder herausgegeben werden. 

Christian Küppers, Manuel Claus, 

Veronika Ustohalova, Öko-

Institut e.V.: Mögliche radiologi-

sche Folgen der Freigabe zur Be-

seitigung nach § 29 StrlSchV bei 

der Nachnutzung einer Deponie 

in der Nachsorgephase und in der 

Zeit nach der Entlassung aus der 

Nachsorge, Darmstadt, 15.11.2016, 

im Auftrag des Ministeriums für 

Umwelt, Klima und Energiewirt-

schaft des Landes Baden-Würt-

temberg. 

http://um.baden-

wuerttemberg.de/fileadmin/redakt

ion/m-

um/intern/Dateien/Dokumente/3_

Umwelt/Kernenergie/Freigaben_

StrlSCHVO/20161115_Nachnutz

ung_Deponie.pdf   

 
Atompolitik 
 

Nukleare 
Abrüstung 
 
Die Bundesregierung hält Ab-

rüstungsgespräche zwischen 

den USA und Russland zur 

„verifizierbaren Abrüstung 

nichtstrategischer Nuklearwaf-

fen“ für einen wichtigen 

Schritt, um dem Ziel eines 

Abzugs der in Europa statio-

nierten nichtstrategischen ame-

rikanischen Nuklearwaffen nä-

her zu kommen. Die US-Ad-

ministration habe Russland 

wiederholt bilaterale Gesprä-

che zur nuklearen Abrüstung 

angeboten, so etwa durch Prä-

sident Obama 2009 in Prag 

und 2013 in Berlin, schreibt 

sie in einer Antwort (Bundes-

tagsdrucksache 18/10155 vom 

27.10.2016) auf eine Kleine 

Anfrage der Fraktion Die Lin-

ke. Zum Bedauern der Bun-

desregierung sei die russische 

Seite bislang aber nicht auf 

diese Gesprächsangebote einge-

gangen. 

Die USA hätten ihr Arsenal an 

nichtstrategischen Nuklearwaf-

fen seit Ende des Kalten Krie-

ges stark reduziert und wie-

derholt darauf hingewiesen, 

dass das verbleibende russi-

sche Arsenal an nichtstrategi-

schen Nuklearwaffen weit um-

fangreicher sei als das ameri-

kanische, betont die Bundes-

regierung. Sie schreibt, Russ-

land modernisiere sein Nuk-

learwaffenarsenal laufend, ver-

öffentliche jedoch anders als 

die USA sein Modernisie-

rungsprogramm nicht. Die Rus-

sische Föderation sei jedoch 

unverändert und mit allen 

Rechten und Pflichten an den 

Vertrag über konventionelle 

Streitkräfte in Europa gebun-

den. Sie habe am 12. De-

zember 2007 jedoch einseitig 

die Implementierung des Ver-

trags und mit ihm verknüpfter 

Abkommen und Dokumente 

ausgesetzt. 2015 habe Russ-

land auch die Teilnahme am 

zuständigen politischen Gre-

mium (sogenannte Gemein-

same Beratungsgruppe) einge-

stellt. 

Bundestagsdrucksache 18/10155 

v. 27.10.2016: Initiativen für Ab-

rüstung, Rüstungskontrolle und 

vertrauensbildende Maßnahmen 

unter dem OSZE-Vorsitz Deutsch-

lands 2016 

http://dip21.bundestag.de/dip21/b

td/18/101/1810155.pdf   
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